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gedeutet. In Übereinstimmung mit anderen Forschungen handelt es sich hierbei offensicht¬
lich um ein zu verallgemeinerndes Resultat: Wann immer man Individuen mit Unrechts¬
vorwürfen konfrontiert, ist zu erwarten, daß diese mit Schuldabwehr reagieren.
Damit stoßen zwei prinzipiell inkongruente Modi der Umechtsaufarbeitung in den Ver¬
fahren des Rechts aufeinander: Zum einen der Strafprozeß, der die Norm als Sollvorschrift
im Verfahren konstantsetzt, während er das individuelle Verhalten als formbar und variabel
betrachtet; zum anderen die Beschuldigten, die ihr Verhalten als konstant, die Sollvor¬
schriften dagegen eher als variabel erachten. Entsprechend wird die Diskrepanz zwischen
Sein und Sollen vom Recht eher zugunsten des Sollens gelöst, von den Beschuldigten eher
zugunsten des Seins.
Vor diesem Hintergrund erscheint die Einseitigkeit der forensischen Kommunikations¬
situation vor allem deshalb defizitär, weil sie Normgeltung kontrafaktisch zwar demon¬
striert, die Gründe dafür aber nicht weiter behandelt. Demgegenüber kommt mit der Aus¬
einandersetzung über Rechtfertigungen eine eher bilaterale Kommunikationssituation in¬
gang, die sich weder allein auf das gelebte Sein, noch ausschließlich auf die Sollvorschrift
stützt. Eben deshalb bewirkt das Verfahren häufig nicht nur ein Ausgleich zwischen Täter
und Opfer, sondern darüber hinaus auch noch den zwischen Verhalten und Norm.
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6. Kommunikation in der strafgerichtlichen Hauptverhandlung:
Von den Grenzen rechtlicher und soziologischer Modelle
Wolfgang Ludwig-Mayerhofer
1. Fragestellung
Über Sinn und Bedeutung rechtlich strukturierter Strafverfahren gibt es bekanntlich unter¬
schiedliche Auffassungen. Ich betrachte hier zwei Modelle, nämlich rechtliche und soziolo¬
gische Modelle des Strafverfahrens. Die folgenden Ausführungen konzentrieren sich auf
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die gerichtliche Hauptverhandlung, die in Rechtswissenschaft wie Soziologie, aus unter¬
schiedlichen Gründen, als Kulminationspunkt des Strafverfahrens betrachtet wird.
In der rechtswissenschaftlichen Kommunikation wird als Hauptaufgabe des Strafprozes¬
ses die Gewährleistung eines fairen, rechtsstaatlichen Verfahrens formuliert: Die grundle¬
genden Maximen des Prozeßrechts haben danach die Funktion, dem staatlichen Strafaus¬
sprach größtmögliche Hürden entgegenzustellen, also die Freiheitsrechte der Beschuldigten
bzw. Angeklagten soweit wie irgend möglich zu sichern. Diesen werden folglich aktive
Beteiligungsrechte (Roxin 1995: 107ff), insbesondere der Anspruch auf rechtliches Gehör
(Art. 103 Abs. 1 GG), wonach »gerichtlichen Entscheidungen nur solche Tatsachen und
Beweisergebnisse zugrunde gelegt werden (dürfen), zu denen Stellung zu nehmen den Be¬
teiligten Gelegenheit gegeben war« (ebd.: 107), ebenso in die Hand gegeben wie passive
Rechte, insbesondere das Recht, nicht zur Sache auszusagen (§ 243 Abs. 4 Satz 1 StPO).
Strafrechtler zeichnen also das Bild vom »schützenden Strafrecht« (Hassemer 1993:
244ff), einem Strafrecht, das »nicht nur aus Strafdrohungen und Verboten (besteht), son¬
dern auch aus der Sicherung von Verfahren und der Zusage von Garantien für die in diesen
Verfahren Handelnden, (...) aus Rechtsverbürgungen für die von Strafdrohung, Strafverfah¬
ren und Strafvollzug Betroffenen« (ebd.: 246).
Vor der soziologischen Beobachtung des Rechts hat dieses Modell jedoch wenig Gnade
gefunden. Die soziologische Strafrechtskritik, die insbesondere zu Ende der 60er und in den
frühen 70er Jahren exemplarisch ausformuliert wurde, hat gleichsam dem Prozeß den Pro¬
zeß gemacht und gegenüber dem skizzierten demokratisch-liberalen Modell des Verfahrens
darauf insistiert, daß das Strafrecht im wesentlichen der Stigmatisierung der Angeklagten
dient und die im rechtsstaatlichen Modell so hoch gehaltenen Verfahrensrechte, das law in
the books, im scharfen Lichte der empirischen Untersuchung des law in action nicht mehr
auffindbar sind. In Deutschland haben vor allem qualitative Analysen Indizien für die Be¬
rechtigung dieses Modells geliefert, denen zufolge die im rechtlichen Modell postulierte
kommunikative Rationalität gar nicht entstehen kann, weil der Angeklagte in der Haupt¬
verhandlung einer Situation ausgeliefert ist, »die seiner sonstigen Lebenswelt fast vollstän¬
dig entfremdet ist« (Muth 1984: 106).
In meinen Augen sind beide Modelle der gerichtlichen Hauptverhandlung unzulänglich.
Wie gesagt: Für beide ist die Hauptverhandlung der Höhepunkt des Strafverfahrens, nur
daß im rechtlichen Modell dieser Höhepunkt als Maximum rechtsstaatlichen Schutzes der
Angeklagten formuliert wird, im soziologischen Modell als Maximum der Einschüchte¬
rung, Degradierung oder einfach Sprachlosigkeit. Unsere Beobachtungen von jugendge-
richtlichen Hauptverhandlungen zeichnen jedenfalls in Teilen ein anderes Bild.
2. Empirische Grundlage
Die Daten der Untersuchung wurden zwischen August 1990 und Dezember 1991 in zwei
Landgerichtsbezirken Nordrhein-Westfalens erhoben (Teilprojekt Cl »Veränderte Ent¬
scheidungsstrukturen im Kriminaljustizsystem: Implementation, Organisation, Wirkungen«
des Sonderforschungsbereichs 227 der Universität Bielefeld, Projektleitung: Peter-Alexis
Albrecht [jetzt Universität Frankfurt aM.], Koordination: Dorothea Rzepka). Beteiligt wa-
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ren elf Richter an fünf Amtsgerichten. Daten wurden aus Akten und durch standardisierte,
nicht-teilnehmende, offene Beobachtungen der Gerichtsverhandlungen erhoben. Die Inter-
Rater-Reliabilität (ICC) dieser Daten wurde geprüft; es werden im folgenden nur Daten
verwendet, die mindestens zufriedenstellende Reliabilität aufweisen. Insgesamt werden 510
Fälle (= jugendliche und heranwachsende Angeklagte) analysiert, in denen der Tatvorwurf
auf Diebstahl, Sachbeschädigung oder Körperverletzung lautete (Ludwig-Mayerhofer
1996).
3. Theoretische Grundlagen
Wir haben an ein Modell angeknüpft, welches Scheff (1968) zur Definition und Aushand¬
lung von Schuldzuschreibungen entwickelt hat. Nach diesem Modell ist die Zuschreibung
von Verantwortlichkeit und Schuld eine Funktion des Interaktionsstils: Werden einer Per¬
son, der abweichendes Verhalten vorgeworfen wird, große Freiheitsgrade in ihrer Selbst¬
darstellung gelassen, insbesondere durch einen >offenen< Fragestil, der möglichst wenig
Vor-Definitionen seitens des Fragenden enthält, so gelingt es ihr besser, sich als micht ver-
antwortlich< (und damit auch als nicht schuldig) für die vorgeworfene Handlung darzustel¬
len als in einer Interaktionssituation, die ihre Selbstdarstellungsmöglichkeiten beschränkt.
Die Möglichkeit, Verantwortung abzustreiten, ist nach Scheff also eine (inverse) Funktion
der Macht, die der jeweilige Interaktionspartaer ausübt.
Allerdings hat dieses Modell Grenzen. Es unterstellt, daß Angeklagte nur dann Möglich¬
keiten haben, die Schuld für eine abweichende Handlung ganz oder teilweise abzustreiten,
wenn ihnen von den Interaktionspartnern die Gelegenheit dazu gegeben wird; die Ange¬
klagten können als unterlegene Interaktionspartaer nur so handeln, wie die andere Seite es
zuläßt. Dieses Modell hat also (von Scheff wohl kaum gesehene bzw. intendierte) Ähnlich¬
keiten mit harmonistisch-totalitären Konzepten gesellschaftlicher Ordnung. Interaktionssi¬
tuationen sind jedoch nur selten so geschlossen, daß eine Person das Handeln der anderen
völlig bestimmt.
4. Wichtigste Ergebnisse
Wir finden indes zumindest einen Indikator, der das soziologische Bild von der Hauptver¬
handlung zu bestätigen scheint (vgl. auch Messmer 1996): Die Angeklagten sprechen fast
ausnahmslos nur auf Aufforderung durch den Richter. Bestätigt wird also der (auch durch
gesetzliche Regelungen prädeterminierte) Sachverhalt der Verfahrensdominanz des Rich¬
ters als derjenigen Person, die den Ablauf des Geschehens bestimmt, Rederechte zuteilt und
damit eine sehr weit gehende Steuerangsmacht hinsichtlich des Verfahrens hat.
Bedeutet diese verfahrensbezogene Dominanz des Richters, daß die Angeklagten sich
auch in inhaltlicher Hinsicht weitgehend unterordnen? Die Antwort auf diese Frage hängt
sicherlich von den Erwartungen ab, die man an das Gerichtsverfahren hat. Vor dem Hinter¬
grund der bislang als gesichert geltenden Befunde von der Sprachlosigkeit der Angeklagten
scheint das Ergebnis durchaus überraschend, daß ein gutes Drittel der jugendlichen Ange¬
klagten nicht einfach die Schuldzuschreibung der Anklage übernimmt, sondern sich dem
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Tatvorwurf wenigstens zum Teil widersetzt (völlig bestreitend: 15 Prozent, teilweise be¬
streitend: 20 Prozent).
Nach dem Modell der Expertendominanz wäre nun zu vermuten, daß die Richter auf die
unzureichende Geständnisbereitschaft der Angeklagten reagieren, indem sie versuchen, de¬
ren Darstellungsspielraum einzuengen und sie mit einem eher geschlossenem, mehr auf
Vorhalten denn auf unbestimmten, offenen Fragen basierenden Kommunikationsstil zu ei¬
nem Geständnis zu bringen. Aber: Ein solcher Zusammenhang ist praktisch nicht festzu¬
stellen. Der Fragestil der Richter wird insgesamt als eher liberal eingeschätzt, und es erge¬
ben sich keine Abhängigkeiten des Fragestils davon, ob die Angeklagten geständig sind
oder nicht.
Im Sinne des theoretischen Modell könnte man erwarten, daß die Richter umso >offener<
fragen, je mehr sie den Aussagen der Angeklagten Glauben schenken. Aber auch das trifft
nicht zu: Betrachten wir nur die Fälle der zunächst den Tatvorwurf bestreitenden Ange¬
klagten, so sehen wir keinen Zusammenhang zwischen dem Fragestil der Richter und ihrer
Beurteilung des Tatvorwurfs. Wir stellen außerdem fest, daß die Angeklagten im Verlauf
der Verhandlung weitgehend bei ihrer (bestreitenden) Aussage bleiben, und auch dies
praktisch unabhängig vom Fragestil der Richter. Das gleiche Ergebnis enthält man hin¬
sichtlich weiterer Indikatoren, so etwa der >floor time<, also der Redeanteile von Richtern
und Angeklagten.
Als Fazit ergibt sich also, daß die Richter (und andere Experten) keineswegs so eindeutig
die Aussagen der Angeklagten dominieren können, wie dies in den soziologischen Model¬
len angenommen wird. (Man mag angesichts von zwei Dritteln der Angeklagten, die den
Tatvorwurf vor Gericht sogleich zugeben, diesem Urteil nicht uneingeschränkt zustimmen.
Dabei ist aber auch die Fallauswahl zu bedenken: Fast drei Viertel aller Verfahren bezogen
sich auf Diebstahlsdelikte, bei denen es im allgemeinen sehr schwer ist, dem Tatvorwurf
entgegenzutreten.)
Doch ist dies erst die eine Seite der Medaille, denn der (für die Angeklagten) entschei¬
dende Punkt ist ja nicht, wie sie selbst ihre Tatschuld einschätzen, sondern ob sie die Rich¬
ter von ihrer Sicht der Dinge überzeugen können! Und in dieser Hinsicht gestaltet sich das
Ergebnis der Auseinandersetzung über den Tatvorwurf völlig anders: So sehr
auch die Angeklagten vor Gericht darauf beharren mögen, daß sie unschuldig sind oder
jedenfalls ihre Schuld nicht so groß ist, wie dies im Tatvorwurf der Staatsanwaltschaft zum
Ausdruck kommt, so wenig gelingt es ihnen, dies den Richtern plausibel zu machen.
Wie paßt dies zu dem Befund, daß die Richter die Angeklagten nicht in Richtung eines
Geständnisses drängen? Der Grund ist sehr einfach: Die Richter benötigen kein Geständnis,
weil fast immer belastende Zeugenaussagen vorliegen. Und so ist, wenn man den Befund
eines nicht unerheblichen Anteils bestreitender Angeklagter auch als überraschend bezeich¬
nen mag, der Ausgang des Verfahrens wiederum gänzlich überraschungsfrei: Es finden sich
unter den 510 Fällen dieser Untersuchung gerade 14, also knapp drei Prozent, in denen
letztlich ein Freisprach erfolgte. Damit liegt die Quote der Freisprüche in etwa bei dem
Wert, der sich für das Jugendstrafrecht bundesweit ergibt. Und damit zeigt sich auch: Die
gerichtliche Hauptverhandlung mag den Angeklagten durchaus Chancen eröffnen, einen
eigenen Standpunkt zum Tatvorwurf zu vertreten; aber die Chancen, diesen Standpunkt
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auch durchzusetzen, sind reichlich gering. Das gilt auch dann noch, wenn man die Frei¬
spruchsquote nur auf diejenigen Angeklagten bezieht, die den Tatvorwurf von vornherein
zur Gänze bestritten haben; auch dann beträgt sie nur 18 Prozent. Alles in allem zeigt sich
am Ende doch eine weitgehende Chancenlosigkeit der Angeklagten: wenn auch nicht un¬
bedingt in der Durchführung der Verhandlung, so jedenfalls in deren Ergebnis.
5. Fazit
Unsere Befunde laufen darauf hinaus, daß kommunikative Rationalität in der Gerichtsver¬
handlung weder im Vordergrund steht (rechtliches Modell) noch unterdrückt wird
(soziologisches Modell); sie wird vielmehr unterlaufen, da die Teilnahme der Angeklagten
an der Sachverhaltskonstruktion sich als weitgehend (!) irrelevant herausgestellt hat. Das
Idealbild des rechtlichen Modells vom Strafprozeß ist gewiß nicht falsch; es wird einfach
zunehmend obsolet, jedenfalls soweit es die gerichtliche Hauptverhandlung betrifft. Die bü¬
rokratisch-administrative Rationalisierung der Strafrechtspraxis unterhöhlt deren Bedeu¬
tung: Wenn alle hinsichtlich der Beweisbarkeit problematischen Fälle schon auf der staats¬
anwaltschaftlichen Ebene eingestellt werden und die Hauptverhandlung kaum mehr als In¬
stanz der genuinen Schuldprüfimg, sondern im wesentlichen nur mehr als solche der Sank¬
tionierung fungiert, dann ist die prozedurale Rationalität, sind die Schutzrechte der Ange¬
klagten im Vorverfahren viel wichtiger als in der Hauptverhandlung. Dagegen müßte die
Gerichtsverhandlung viel mehr als bisher hinsichtlich ihrer Ergebnisrationalität bewertet
werden.
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